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Illkirch. Bundesverteidigungsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) will als Konse-
quenz aus der Affäre um den rechtsextre-
menOffizier FrancoA. einenkritischenBlick
auf dieDisziplinarordnungderBundeswehr
werfen. Sie wolle schauen, „wo es Lücken
gibt“, sagte von der Leyen amMittwoch bei
einem Besuch in einer Kaserne im französi-
schen Illkirch. Dort war der inzwischen in-
haftierte Oberleutnant Franco A. stationiert
gewesen. Er steht imVerdacht, eine schwe-
re staatsgefährdende Straftat vorbereitet zu
haben.
Die Verteidigungsministerin sagte, sie

wolle untersuchen, ob in diesem Fall sowie
in den jüngstenFällen vonMobbingund se-
xuellerDemütigungwichtige Informationen
nichtweitergegebenworden seien.An ihrer
umstrittenen Äußerung zu Haltungsproble-
menundFührungsschwäche in der Bundes-
wehr hielt die Ministerin fest.

Hannover. Die Staatsanwaltschaft Hanno-
ver hat mehrere Journalisten als Zeugen in
diversen Ermittlungsverfahren wegen Ge-
heimnisverrats geladen. Sie hatten in der
Vergangenheit aufgrund vertraulicherVer-
merke und Informationen aus internen Sit-
zungen über mögliche Polizeipannen im
Kampf gegen islamistischen Terror in Nie-
dersachsenberichtet.Man sei aufgrundvon
mehreren Strafanzeigen aus dem Innenmi-
nisterium tätig geworden, sagteOberstaats-
anwaltschaft Thomas Klinge am Mittwoch
dem WESER-KURIER. „Diesen müssen wir
nachgehen –unabhängigdavon, obdies aus-
sichtsreich ist oder nicht.“ Die betroffenen
Reporter lehnennach eigenenAngabenalle
eine Aussage ab; sie berufen sich auf ihr
Zeugnisverweigerungsrecht.
Die Landtagsopposition sprach amTagder

Pressefreiheit von dem „Versuch einer Ein-
schüchterung von kritischen Journalisten“.
Die rot-grüne Landesregierung müsse zü-
gig klarstellen, „dass für sie die Einhaltung
der Pressefreiheit samt Informantenschutz
eine Selbstverständlichkeit ist“, forderte
CDU-Parlamentsgeschäftsführer Jens Na-
cke. FDP-Fraktionsvize Stefan Birkner warf
die Frage auf, ob bei den Durchstechereien
in den Affären um Altbundespräsident
Christian Wulff und den Ex-SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Sebastian Edathy ein
ähnlicher Aufwand betrieben worden sei
oder ob hier jetzt andere Maßstäbe gelten
würden.
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Bundesverteidi-
gungsministerin
Ursula von der Ley-
en besuchte am
Mittwoch die Ka-
serne von Franco
A. in Illkirch-Graf-
fenstaden.
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Inzwischen ist er
einer der dienstäl-
testen ausländi-
schen Korrespon-
denten in den USA:
Seit 1999 berichtet
Thomas Spang aus
Washington, aber
auch aus den Bun-
desstaaten über

Politik undden„AmericanWayOf Life“.
AndiesemDonnerstagkönnen ihnunse-
re Leser direkt dazubefragen:Ab19Uhr
steht er im Festsaal der Bremischen Bür-
gerschaft RedeundAntwort. Der Eintritt
ist frei, eineAnmeldung ist erbetenunter
(0421)36716616.

Chance
nutzen

Ende 2015 war selbst im entspann-
ten Bremen ein Teil der Verwal-
tung zeitweise im Krisenmodus:

Damals kamen so viele Flüchtlinge an,
dass Notunterkünfte aus dem Boden
gestampft werden mussten. Turnhallen
wurden zu Schlafsälen, Zeltstädte
entstanden. Der ganz große Zuzug hat
inzwischen nachgelassen, viele
Flüchtlinge holen jetzt ihre Familien
nach. Bremens Politiker hatten sich das
Wachstum der Stadt anders vorgestellt:
Seit Jahren will man mehr Familien
aus dem Umland nach Bremen locken.
Nun wächst und verjüngt sich die
Stadt durch Zuzug aus dem Ausland.

Das kann eine Chance sein, doch
diese Chance muss durch eine kluge
Stadtentwicklung stärker politisch
gestaltet werden. Der Krisenmodus ist
vorbei, die eigentliche Herausforde-
rung besteht in der dauerhaften
Integration. Dazu gehört, der räumli-
chen Spaltung der Stadt in Arm und
Reich entgegenzuwirken. Bisher leben
viele Flüchtlinge in Bremens ärmeren
Randgebieten – das lässt aufhorchen.

Alle wollen lebendige, durchmischte
Quartiere, das gehört zum Ideal einer
europäischen Stadt. Wenn Bremen
Gettobildung an den Rändern verrin-
gern will, dann sollte die Stadt bei
einer neuen Nutzung zentraler Flächen
stärker als bisher darauf setzen, dort
Angebote für bezahlbares Wohnen
und Orte für Bildung und Begegnung
zu schaffen. Bericht Seite 8

sara.sundermann@weser-kurier.de

Sara Sundermann
über Bremens WachstumNoch fehlt der Netzan-

schluss, aber der Adwen-
Prototyp, der auf dem

ehemaligen Flughafengelände
Luneort aufgebaut wurde, be-
eindruckt auch so schon: Die
Anlage hat einen Rotordurch-
messer von 180 Metern und ist

damit die derzeit weltweit
größte Offshore-Windmühle.
Für den Bau des Testfelds, das
zum Fraunhofer-Institut für
Windenergie und Energiesys-
temtechnik gehört, kamen vom
Bund 18,5 Millionen Euro.

Mehr Windmühle
geht nicht
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Bremen.Hamburgwill Fahrverbote fürDie-
selautos auf zwei Straßen erlassen –undBre-
menkönnte nachziehen. „Wennwir uns die
Messwerte anschauen und sehen, dass sie
signifikant überschritten werden, können
wir ein Fahrverbot aussprechen“, sagt Jens
Tittmann, Sprecher vonUmweltsenator Joa-
chimLohse (Grüne). Seit Jahren sind zu vie-
le Stickstoffoxide in der Luft, sie entstehen
bei Verbrennungsprozessen, vor allem in
Dieselmotoren. In Bremen geht es dabei vor
allem um den Verkehr rund um die Kreu-
zung Am Dobben. Bisher hat der Senator
für Umwelt kein Fahrverbot für die Straße
ausgesprochen, obwohl Bremen die recht-
lichen Möglichkeiten dazu hätte. Das zei-
gen Gerichtsurteile und eine Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
der Grünen im November 2016. Dort heißt
es, nach dem Straßenverkehrsrecht können
vonderBehörde „streckenbezogeneAnord-
nungen“ getroffen werden, darunter auch
ein Durchfahrtverbot für bestimmte Diesel-

autos.DieUmweltschutzorganisationDeut-
sche Umwelthilfe (DUH) hatte unter ande-
rem die Stadt Düsseldorf erfolgreich ver-
klagt, weil dort immer wieder der Grenz-
wert überschritten wurde. Der liegt bei 40
Mikrogramm pro Kubikmeter im Jahres-
durchschnitt. Die DUH forderte die Städte
auf, ihre Luftreinhaltepläne umzusetzen.
Diese Pläne müssen Städte erstellen, wenn
zu viele Schadstoffe in der Luft sind. Bre-
men gehört dazu. Trotzdem bleiben die
Stickstoffwerte weiter oben, im Gegensatz
zumFeinstaub, dermit Einführung der Um-
weltzonen zurückgegangen ist.
DieExpertenbeimSenator fürUmwelt sei-

endeswegen lange ratlos gewesen, sagt Titt-
mann. Bis der Automobilhersteller VW mit
seinen manipulierten Messungen aufgeflo-
gen sei und klar war, dass die Abgase der
Diesel viel höher seien als gedacht. Tittmann
weist deswegen die Schuld vomUmweltse-
nator. „Wir sind nicht die Bösen. Die Auto-
industrie hat ihre Kunden und Bürger be-
trogen.“ Er zweifelt, ob der Vorstoß des
Hamburger Senats Sinnmacht,weil er nicht
weiß, wie die Verbote funktionieren sollen.

Entweder werden Polizeikontrollen Staus
verursachen oder der Senat müsste ein ge-
nerelles Fahrverbot aussprechen.
Jan Dube, Sprecher des Senators für Um-

welt in Hamburg, sagt, dass die Kontrolle
bei Polizei und Ordnungsamt liege, die an-
fangs intensiver, später stichprobenartig
Autos kontrollieren sollen. Wie genau sie
das umsetzen werden, sei noch unklar.
AuchwennHamburgmit demVorstoß die

Initiative ergreift, eine Sache vereint die
Hansestadt mit Bremen und anderen Kom-
munen. „Sie warten“, sagt Dorothee Saar
von der DUH. Entweder auf das Urteil des
Verwaltungsgerichtes in Leipzig, das ent-
scheide, ob Düsseldorf tatsächlich Gebiete
für Dieselfahrzeuge sperren kann.
Oder siewarten darauf, dass sich die Ver-

kehrsminister der Bundesländer entschlie-
ßen, eine blaue Plakette für Autos auf den
Weg zubringen.Umweltministerin Barbara
Hendricks (SPD) hat vorgeschlagen, dieses
Abzeichen fürAutosmit geringemStickstoff-
oxid-Ausstoß zu verwenden. Die Verkehrs-
minister finden allerdings, die Plakette sei
noch nicht entscheidungsreif. So steht es in

der Kleinen Anfrage der Grünen im Bun-
destag vom November 2016. In Bremen sei
beimSenator fürUmwelt diskutiertworden,
eine rein bremische blaue Plakette einzu-
führen, sagt Tittmann. Das Problem: die
Pendler. „Niedersachsen alsHeimatland von
VW sperrt sich dagegen, die Last tragen
danndieBremer.“Dennhierwäre der größ-
te Teil der Diesel betroffen. In Bremen gibt
es 284484 Pkw, jeder Dritte ein Diesel. Das
zeigt die Statistik des Kraftfahrbundesam-
tes vomJanuar 2016.Vondiesen 87300Die-
sel erfüllen nur 11 139dieEuro-6-Norm. Für
bessere Luft könnte aber bald nicht nur ein
Fahrverbot sorgen. Der Diesel selbst ist im-
mer weniger attraktiv, teilt das Kraftfahr-
bundesamtmit. ImApril sackte die Zahl der
neu zugelassenen Fahrzeuge im Vergleich
zum Vorjahresmonat ab, um 19,3 Prozent.
Ein Grund war der schwächere Automarkt.
Im bisherigen Jahresverlauf war der Rück-
gang bei den neuen Dieseln mit einem Mi-
nus von 8,1 Prozent aber auch spürbar. Die
Unternehmensberatung Ernst & Young
glaubt, dass sich derAbwärtstrend fortsetzt.

Bremen zögert bei Fahrverbot für Diesel
Senat will das Hamburger Modell noch nicht übernehmen – Zulassungszahlen für Selbstzünder stark rückläufig
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„Wir müssen stolz sein auf die Serie“, sagt Werder-Kapitän Zlatko
Junuzovic. Nach elf Spielen ohne Niederlage rechnet sich seine
Mannschaft auch am Freitag in Köln gute Chancen aus.

Das „Mittenmang“-Theaterfestival Ende Mai zeigt Produktionen, die
behinderte und nicht-behinderte Menschen miteinander erarbeitet
haben. Die Veranstaltung findet am Theater Bremen statt.

Die Eishockey-WM in Köln und Paris ist eine große Kontaktbörse.
Auch die Fischtown Pinguins um Teammanager Alfred Prey sind ab
Freitag vor Ort, um nach Verstärkungen Ausschau zu halten.

Der VW Golf ist nicht mehr das meistverkaufte Auto in
Europa. Der Fiesta von Ford ist an der Mutter aller
Kompaktwagen vorbeigezogen. Nach Berechnungen
britischer Marktforscher wurden im März 2017
europaweit 47263 Exemplare des Kleinwagens
verkauft. Nur noch 46795 Exemplare des Golf
wurden neu zugelassen. Zum ersten Mal seit
März 2010 hat der Wagen der Wolfsburger
nicht mehr die Topposition inne.

3

19

13

21

Fiesta löst den Golf ab

Werder und die Erfolgsserie

Pinguins sind bei der WM auf Spielersuche

Gemeinsam auf der Bühne
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Bremen.DerCDU-Landesverbandkritisiert
den Vorstoß der SPD, Bußgelder künftig
nachdemEinkommenzu staffeln, undwarnt
vor denKonsequenzeneiner solchengesetz-
lichen Regelung. Denn eine solche Staffe-
lung werde für einen großenMehraufwand
in denVerwaltungen sorgen, der außerdem
hoheKostenmit sich ziehenwerde.Deshalb
sei der Vorschlag praxisuntauglich undwe-
nig sachgerecht, heißt es in einer CDU-Er-
klärung. Der SPD-Landesverband hatte am
Dienstagabend mit knapper Mehrheit für
den Antrag zur Ahndung von Straßenver-
kehrsordnungsverstößennachdemEinkom-
mengestimmt. Sokönne verhindertwerden,
dass finanziell schwächereMenschenmehr
belastet werden als solche, für die ein Buß-
geld lediglich eine Lappalie darstelle. „Ge-
recht ist nicht, wennmanUngleiches gleich
behandelt“, sagte die LandesvorsitzendeSa-
scha Aulepp.

Harte Kritik an
Bußgeld-Staffelung

RÖH
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MIT GROSSER GEWERBESCHAU
OSTERHOLZ 6.+7.5.

VERKAUFSOFFENER SONNTAG
7.5. VON 13–18 UHR

DER WESERPARK.
BREMENS ERSTE SHOPPING-ADRESSE.

SONNTAG

H 7166 • 28189 BREMEN

MORGEN BIS 24 UHR

Die ShoppingWelt

4 194176 301408

4 0 0 1 8


